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Stellungnahme der Plattform Shared Mobility zum “Entwurf der Verordnung zur
Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung und anderer
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“ (eKFV)

Sehr geehrte Damen und Herren,

Die Plattform Shared Mobility (PSM) dankt für die Möglichkeit einer Stellungnahme zum

aktuellen Entwurf eKFV-Novelle vom 15.03.2024. Die PSM vertritt Sharing Anbieter, die

aufgrund ihrer großen Flotten, die weltweit genutzt werden, entweder selbst

Elektrokleinstfahrzeuge (eKF) herstellen, oder sehr eng mit Herstellern an der

Weiterentwicklung von eKF für den Sharingbetrieb zusammenarbeiten. Alle Unternehmen

sind Inhaber von Allgemeinen Betriebserlaubnissen (ABE) für eKF des

Kraftfahrt-Bundesamts (KBA). Die Fahrzeuge der PSM-Unternehmen haben zudem

aufgrund der Sharing-Verwendung und der Anzahl im öffentlichen Straßenraum eine

wahrnehmungsprägende Präsenz.
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Einleitung
Seit dem Inkrafttreten der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung 2019 haben Hersteller von

Elektrokleinstfahrzeugen (eKF) ihre Produkte stetig weiterentwickelt. Damit sind eKF nicht

nur sicherer im Straßenverkehr geworden, sondern auch nutzerfreundlicher und

nachhaltiger. Gleichzeitig verzeichnen die PSM Mitglieder eine konstant zunehmende

Nutzung der Fahrzeuge im Sharing Betrieb, insbesondere E-Scooter, die als integraler

Baustein der Alltagsmobilität die Verkehrswende mit vorantreiben. Die PSM

Mitgliedsunternehmen teilten diese Erkenntnisse auch bereits im Beteiligungsprozess der

eKFV Evaluierung durch das Bundesamt für Straßenwesen (BASt) mit. Die PSM begrüßt

somit das Vorhaben der Bundesregierung, die Novellierung der eKFV auf die

wissenschaftlichen Erkenntnisse aus der Evaluierung des BASt aufzubauen.

Grundsätzliches
Wir begrüßen die Änderungen bezogen auf technische Anforderungen, durch die die

Sicherheit der Nutzenden erhöht und damit auch mehr Sicherheit im Straßenverkehr

gewährleistet wird. Die PSM Mitgliedsunternehmen arbeiten nach Kräften an Fahrzeugen,

die durch einen hohen qualitativen Standard einen positiven Beitrag zur Vision Zero leisten.

Wichtig in diesem Zusammenhang ist dabei, dass eKF im Sharing-Betrieb größeren

Anforderungen an Material und Funktionalität standhalten müssen als private Fahrzeuge.

Insbesondere der Vandalismusanfälligkeit ist eine größere Bedeutung zuzumessen. Daraus

ergibt sich, dass die Betreiberunternehmen für Haltbarkeit und Instandhaltung mehr

Handlungsfreiheit benötigen. Insbesondere detaillierte Festlegungen der Technologie

können an Fahrzeugen mit kleiner Oberfläche und wenig Platz hemmend für Innovationen

wirken und damit negativ für die Verkehrssicherheit sein.

Wir begrüßen auch ausdrücklich das Ziel der Bundesregierung, verhaltensrechtliche

Regelungen zum eKF dem Radverkehr anzugleichen. Insbesondere für E-Scooter sehen

wir, dass Nutzungsintensität und -zweck dem Fahrradverkehr gleich stehen.
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Verhaltensrechtliche Unterschiede sind der Nutzererfahrung nach weder intuitiv noch

einfach zu verinnerlichen. Dadurch sind verhaltensrechtliche Anforderungen für den

durchschnittlichen Nutzenden schwer nachvollziehbar. Eine Anpassung der Anforderungen

an den Radverkehr sind daher aus Sicht der PSM das geeignete Mittel, um

Rechtssicherheit zu schaffen.

Stellungnahme im Speziellen zur Verordnung über die Teilnahme von
Elektrokleinstfahrzeugen am Straßenverkehr

§ 5 Anforderungen an die lichttechnischen Einrichtungen:
● Zu § 5 (4) : Die Forderung nach der Einrichtung von Fahrtrichtungsanzeigern (Blinkern)

begrüßen wir ausdrücklich. Auch die Übergangsregelung mit Verweis auf § 15 (3)

erachten wir als angemessen. Wie bereits in unserer Stellungnahme zur

Verbändeanhörung “Technische Anforderungen an Fahrzeugteile bei der Bauartprüfung

nach §22a StVZO” vom 15. Dezember 2023 adressiert, ist aus Sicht der PSM Mitglieder

wichtig, dass die Anbringung und die Abstrahlwinkel keiner detaillierten Regelung

unterworfen werden, da Fahrzeuge und die Weiterentwicklung der Technologie sowie

eine fehlende harmonisierte Regelung auf EU-Ebene unterschiedliche Lösungen

zulassen müssen. Auch das Anwenden von Parametern, die für Kraftfahrzeuge gängig

sind, ist aus unserer Sicht unzureichend, da es sich um ein Fahrzeug mit geringer

Oberfläche und insgesamt kleinem Maß handelt. So muss es möglich sein, die

Abstrahlwinkel breiter und in mehrere Richtungen anzusetzen, solange eine Vor- und

Rückseitige Abstrahlung gegeben ist. Wir begrüßen, dass der Betrieb von mehreren

Fahrtrichtungsanzeigern an einem Fahrzeug nicht eingeschränkt wird und weisen darauf

hin, dass bspw. nach hinten leuchtende Richtungsanzeiger am Lenker in Ergänzung mit

weiteren Richtungsanzeigern neben dem Hinterrad zu einer höheren Sichtbarkeit

beitragen können. Hier sollte bauartbedingt nicht der gleiche Maßstab wie für

mehrrädrige Kraftfahrzeuge herangezogen werden.
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● Bezugnehmend auf § 5 (4) 6 ist unklar, inwieweit eine optische Sinnfälligkeit der Blinker

bei Elektrokleinstfahrzeugen als gegeben erachtet wird. Gem. § 54 (2) S.1 StVZO sind

Fahrtrichtungsanzeiger dann sinnfällig anzuzeigen, soweit sie nicht im Blickfeld des

Fahrzeugführers sind. Wir bitten um Klarstellung, dass Blinker, soweit sie sich an den

Enden der Lenkerstange eines zweispurigen Elektrokleinstfahrzeugs befinden und bei

Nutzung des Fahrzeugs mit dem Auge erfasst werden können, den Anforderungen des

§ 5 (4) 6 genügen. Zudem sollte es eine Wahlmöglichkeit geben zwischen einer

optischen oder akustischen Anzeige. Die Fahrzeuge sind so klein und der

Fahrzeugführer ist unmittelbar dem Straßenverkehr ausgesetzt, dass eine redundante

Sinnfälligkeit keinen zusätzlichen Nutzen hat.

● Es wird um Streichung des § 5 (4) 7 gebeten: Das Erfordernis, angemessene

Maßnahmen zu treffen, soweit Fahrtrichtungsanzeiger mit der Hand verdeckt werden

könnten, bedarf aus Sicht der PSM einer Konkretisierung. Einspurige

Elektrokleinstfahrzeuge sind qua ihrer Bauart und Größe aus jeder Position mit der

Hand berührbar. Somit würden die dem § 5 zugrundeliegenden Fahrzeuge stets einen

Anwendungsfall des § 5 (4) 7 in der aktuellen Version eröffnen. Unserer Auffassung

nach gebietet es den § 5 (4) 7 insoweit einzuschränken, als dass der Anwendungsfall

nicht zum Tragen kommt, wenn die mit den Fahrtrichtungsanzeigern bestückte

Lenkerstange ausreichend Platz bietet, bei aufgelegten Handflächen die Blinker nicht

verdecken zu müssen. Aufgrund der geringen Oberfläche der Fahrzeuge sind wenige

alternative Anbringungen möglich, die zudem auch sicher gegen Vandalismus und

Beschädigung sein müssen. Daher ist die Lenkstange der wichtigste Anbringungsort für

Blinker. Um Rechtsunsicherheiten bei der Zulassung zu vermeiden, empfehlen wir daher

eine Streichung von § 5 (4) 7.

● Zu § 5 (5): Unklar ist, ob sogenannte Statusleuchten unter “äußere Zustandsanzeiger”

subsumiert werden. Um eine Klarstellung wird gebeten.

Statusleuchten werden von Sharing-Anbietern genutzt, um die Verfügbarkeit von

Fahrzeugen, besonders nachts, kenntlich zu machen. Die Statusleuchte dient zudem

zur Sichtbarmachung von Fahrzeugen in schlecht beleuchteten Umgebungen und führt
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dadurch zu einer Erhöhung der Verkehrssicherheit anderer Verkehrsteilnehmer. Die

PSM Mitglieder wurden vermehrt sowohl von Kommunen als auch Interessenverbänden

für blinde und sehbehinderte Personen darum gebeten, eine gute nächtliche

Beleuchtung der Fahrzeuge sicherzustellen.

Statusleuchten sollten in mehreren Farben leuchten dürfen, um die

Verfügbarkeitsanzeige zu ermöglichen. Zudem darf es keine Festlegung geben, ob die

Leuchten blinken oder dauerhaft leuchten. Die Statusleuchten sind zumeist an der

senkrechten Lenkstange und Lenkerkopf, welche je nach Fahrzeugmodell

unterschiedliche Durchmesser aufweist, angebracht und müssen im Sinne der

Verkehrssicherheit sichtbar sein. Eine leuchtende Fläche von 6cm² ist daher für diesen

Zweck sehr knapp bemessen. Wir schlagen für Statusleuchten eine maximal leuchtende

Fläche von 15cm² vor.

Sollten Statusleuchten nicht unter “äußere Zustandsanzeiger” verstanden werden, bitten

wir um eine Ergänzung, die Statusleuchten explizit erlaubt.

Wegfall der §§ 9-12:
● Wir begrüßen die einheitliche Anwendung der Verkehrsregelungen und Überführung der

eKF betreffenden Regelungen in die StVO.

§ 14a Ausnahmen für neue Techniken oder neue Konzepte:
● Die Einführung einer Ausnahmeregelung für neue Techniken oder neue Konzepte

heißen die PSM Mitgliedsunternehmen willkommen. Durch die stetige

Weiterentwicklung von Fahrzeugen ist es aus unserer Sicht unerlässlich, im Rahmen

eines innovationsfreundlichen Rechtsraums zulässige Möglichkeiten für die Erprobung

und Etablierung neuer technischer oder konzeptioneller Modelle zu schaffen.

● Zu § 14a (1): Wir weisen darauf hin, dass Kompetenzüberschneidungen vermieden

werden sollten. Gleichzeitig ist eine klare Regelung erforderlich, aus welcher hervorgeht,

dass etwaige Ausnahmeregelungen bereits bestehenden Zulassungen nicht

widersprechen. Bei Erteilung einer Ausnahmegenehmigung i.S.d. § 14a durch eine
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Bundes- oder Landesbehörde sollte dies der Allgemeinen Betriebserlaubnis -

ausgestellt durch das Kraftfahrt Bundesamt - nicht widersprechen.

● Zu § 14a (4): Der aktuelle Entwurf sieht das Mitführen einer Urkunde im Anwendungsfall
des § 14 vor. Während Fahrzeughalter und -führer bei Privatfahrzeugen oftmals
identisch sind, treffen Fahrzeughalter und -führer bei Sharing-Angeboten physisch nicht
aufeinander. Somit ist auch die Übergabe von Urkunden nur dann möglich, soweit diese
technisch (z.B. analog der TÜV HU-Prüfplakette für Kraftfahrzeuge) oder digital (z.B. in
einer Sharing-Anbieter App) abgebildet werden dürfen. Um unnötige Bürokratielasten zu
vermeiden, fordern wir eine Ausnahme von der Mitführungspflicht für Mietfahrzeuge. Die
Nachweise können auch nachträglich andernorts erbracht werden.

Im Speziellen zur Straßenverkehrs-Ordnung

Wir begrüßen die verhaltensrechtliche Angleichung des Elektrokleinstfahrzeugs an das Fahrrad

ausdrücklich. Die wesentliche Verschiebung der §§ 9-12 der eKFV in die

Straßenverkehrs-Ordnung erachten wir als geeignetes Mittel, um verhaltensregulatorische

Aspekte von technischen Anforderungen rechtlich zu trennen und damit einen effizienten

Rechtsrahmen zu schaffen, der Weiterentwicklungen und Anpassungen auf legislativer Seite

erleichtert. Insbesondere ist die Harmonisierung der Regeln für das Abstellen von eKF und

Fahrrädern sowie die Anwendbarkeit der Vorschriftzeichen zu begrüßen.

Aufgrund der Definition eines eKF als Kraftfahrzeug fehlt eine Klarstellung, dass die

Regelungen des Radverkehrs nicht nur auf Straßenflächen gelten, sondern auch auf

Grünflächen. Das Durchfahren von Grünflächen auf dafür vorgesehenen Radwegen sollte auch

für eKF immer explizit erlaubt sein. Viele Radrouten verlaufen durch Parkanlagen (bspw.

Tiergarten in Berlin oder Englischer Garten in München) deren Umfahrung einen erheblichen

und nicht zu rechtfertigenden Aufwand darstellt und somit für eine nicht nachvollziehbare

Ungleichbehandlung zwischen Radfahrenden und eKF Nutzenden sorgt, da Fahrräder,

Pedelecs, Lastenräder und sogenannte Rikschas auf Fahrradwegen diese Flächen durchfahren

dürfen. Insbesondere dieser Punkt wird in der verkehrsrechtlichen Alltagspraxis von Kommunen
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häufig missbraucht, um Sharing-Dienste einzuschränken, da das eigentliche Problem das

mietrechtliche Beenden einer Fahrt in Parkanlagen ist, welches von den Sharing-Anbietern

durch entsprechende Parkverbotszonen unterbunden wird.

Mit freundlichen Grüßen

Sprecher AG Mikromobilität Vorsitzender der PSM
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